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Verpflichtungsermächtigung 100,0 0,0  
Davon zur Zahlung fällig im   
Haushaltsjahr 2019 ……. bis zu 100,0 0,0 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3203



3

statt
zu setzen

statt
zu setzen

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3203



4

statt
zu setzen

statt
zu setzen

statt
zu setzen

statt
zu setzen

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3203



5

statt
zu setzen

statt
zu setzen

statt
zu setzen

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3203



6

 

statt
zu setzen

statt
zu setzen

 

„Verpflichtungsermächtigung 33.000,0 25.000,0 
Davon zur Zahlung fällig im  
Haushaltsjahr 2019 .............................bis zu 3.000,0 0,0 
Haushaltsjahr 2020–2025 ……………bis zu  30.000,0 25.000,0“ 
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„Verpflichtungsermächtigung 60,0 0,0  
Davon zur Zahlung fällig im   
Haushaltsjahr 2019 ……. bis zu 60,0 0,0“ 
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„Verpflichtungsermächtigung 974,0 0,0 
Davon zur Zahlung fällig im   
Haushaltsjahr 2019 ……. bis zu 506,0 0,0 
Haushaltsjahr 2020 ……. bis zu 360,0 0,0 
Haushaltsjahr 2021 ……. bis zu 108,0 0,0“ 
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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 03 – Ministerium für Inneres,
Digitalisierung und Migration des Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/19 in seiner 22. Sitzung am 23. November 2017 beraten.

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 8. November 2017 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Dota-
tionen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif -
licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 16/3019, soweit sie den Ein -
zelplan 03 berührt.

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge
03/1 bis 03/49 sowie der Änderungsantrag 12/1 sind diesem Bericht beigefügt
(siehe Anlagen).
Der Vorsitzende begrüßt die Vertreterinnen und Vertretern des Ministeriums für
Inneres, Digitalisierung und Migration. 

Der Berichterstatter führt aus, der von ihm hier vorgestellte Bericht setze sich
zusammen aus Informationen aus dem Vorbericht, dem Entwurf des Haushalts-
plans sowie einem von der FDP/DVP geführten Gespräch mit dem Ministe-
rialdirektor im Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration. 

Das Volumen des Haushalts des Innenministeriums betrage für das Jahr 2018 et-
wa 3,7 Milliarden €. Dies stelle eine Steigerung um 0,4 % gegenüber dem Jahr
2017 dar. Im Jahr 2019 liege der Betrag um 0,7 % unter dem Volumen von 2018. 

Im Entwurf des Haushaltsplans seien für das Jahr 2018 etwa 42 700 Personal-
stellen veranschlagt und damit 1 116 Stellen mehr als 2017. Für das Jahr 2019
wiederum seien etwa 43 700 Personalstellen veranschlagt; dies sei ein Plus von
rund 1 000 Stellen gegenüber 2018. 

Etwa 30 000 dieser Stellen befänden sich bei der Polizei, 5 000 Stellen in den Re -
gierungspräsidien und Landratsämtern, über 700 Stellen in den Ausländer- und
Migrationsbehörden sowie rund 480 Stellen im Ministerium. Hinzu kämen im
Jahr 2018 rund 6 700 Beamtenanwärter. 

Für die Umsetzung der Polizeireform falle zwischen 2013 und 2028 voraus-
sichtlich ein Bedarf von insgesamt 336 Millionen € an. Diesem Betrag stünden
Einsparungen und Einnahmen in Höhe von 213 Millionen € gegenüber. Die
Kosten beliefen sich somit voraussichtlich auf 123 Millionen €. 

Die Polizei stehe vor neuen Herausforderungen. Als Stichworte nenne er Terroris-
mus sowie den Schutz bei Großveranstaltungen. Im Koalitionsvertrag sei ange -
geben, dass bis zum Ende dieser Legislaturperiode 1 500 neue Stellen bei der Po -
lizei geschaffen werden sollten. Dies schließe Beamte mit ein, die freiwillig län -
ger im Dienst verbleiben würden. 

2017 seien insgesamt 181 Stellen im Polizeivollzugsdienst neu geschaffen wor-
den, hinzu kämen 154 neu geschaffene Stellen in der Polizeiverwaltung, um eine
Entlastung des Vollzugsdienstes zu erreichen. Im Zusammenhang mit der Einstel-
lungsoffensive seien 2017 zusätzlich 180 Stellen für Polizeikommissaranwärter
und 405 Stellen für Polizeimeisteranwärter dazugekommen. 

In einem Gespräch im Rahmen der Haushaltsberatungen habe das Innenministe -
rium zugesagt, bis Ende 2019 genügend Anwärter einzustellen, um die geplanten
1 500 zusätzlichen Stellen zu besetzen. Dies bedeute, dass bis zum Ende dieser
Legislaturperiode sämtliche Stellen besetzt sein sollten, einschließlich der durch
die anstehenden Pensionierungen frei werdenden Stellen. 

Kriminalität: Die Zahl der Straftaten habe im Jahr 2016 bei etwa 5 600 pro 100 000
Einwohner gelegen. Im Landeskriminalamt sei eine Abteilung „Cybercrime und
Digitale Spuren“ eingerichtet worden. Eine spezielle Ermittlungsgruppe sei gebil -
det worden, um sich um den Bereich Wohnungseinbruchsdiebstahl zu kümmern. 

Für die Polizeitechnik seien für die Jahre 2017 bis 2021 Mittel in Höhe von 
100 Millionen € eingeplant, hinzu kämen im Jahr 2017 Mittel in Höhe von 
3,2 Millionen € für laufende Kosten bei den Betriebsmitteln. 

Polizeiausbildung: Das Verhältnis von Bewerberinnen und Bewerbern zu den
Ein stellungen betrage 5 : 1. Es bestehe daher kein Mangel an Bewerbern. 2016



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3203

18

seien 1 100 Auszubildende eingestellt worden, für 2017 betrage die Zahl voraus-
sichtlich 1 400 Auszubildende. 

Spionageabwehr: Mehr als 600 Unternehmen befänden sich in einer sicher-
heitsmäßigen Betreuung durch das Landesamt für Verfassungsschutz. 

Digitalisierung: Es sei ein Kabinettsausschuss „Digitalisierung“ unter dem Vor-
sitz von Minister Thomas Strobl eingerichtet worden. Dieser Ausschuss habe im
Februar 2017 60 Digitalisierungsprojekte in einem Volumen von etwa 58 Millio-
nen € auf den Weg gebracht; im Juli 2017 seien weitere 80 Modellprojekte hin -
zugekommen. 

Migration und Asyl: Baden-Württemberg nehme etwa 13 % der in Deutschland
Asyl suchenden Personen auf. Die Zahl der Asylsuchenden sei von 98 000 im
Jahr 2015 und 33 000 im Jahr 2016 auf 6 000 bis Mai 2017 gesunken. Die
Kapa zi  täten in den Erstaufnahmeeinrichtungen würden momentan von 34 000
auf 8 000 Plätze reduziert. Wenn nötig, könne die maximale Kapazität wieder auf
16 000 Plätze erhöht werden. Sigmaringen, Ellwangen, Freiburg und Karlsruhe
seien als langfristige Standorte für Landeserstaufnahmeeinrichtungen vorgesehen. 

Im Jahr 2016 seien knapp 18 000 Ausländerinnen und Ausländer in Baden-Würt-
temberg eingebürgert worden. 

Feuerwehr: Die Finanzierung der Feuerwehr erfolge aus Mitteln der Feuer-
schutzsteuer, die u. a. der Hausratversicherung und der Wohngebäudeversiche -
rung entstamme. Die Feuerschutzsteuer betrage etwas über 2 % des Versiche -
rungsbeitrags. Diese Steuer sei zweckgebunden; das Aufkommen betrage etwa 
63 Millionen €. 

Rettungsdienste: Betrieben würden rund 170 Notarztstandorte sowie etwa 270
Rettungswachen mit bis zu 400 Rettungswagen. 

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 16/3019, so -
weit diese den Einzelplan 03 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis. 

Außerdem nimmt der Ausschuss vom Vorwort, von den produkt -
orientierten Informationen sowie der grafischen Übersicht der
Fach- bzw. Servicebereiche ohne Widerspruch Kenntnis. 

Kapitel 0301

Ministerium

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD trägt zum Änderungsantrag 03/6 vor, die
SPD-Fraktion fordere eine bessere finanzielle Ausstattung der Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamten im lageorientierten Dienst. Zu diesem Thema würden im
Verlauf der Beratung des Einzelplans 03 noch weitere Änderungsanträge einge-
bracht. 

Zu Kapitel 0301 – Ministerium – merkt er an, die SPD-Fraktion werde zum Haus -
haltsgesetz wieder einen Änderungsantrag einbringen, der ein Stelleneinsparpro-
gramm vorsehe. Dies sei auch schon bei der Beratung des Einzelplans 02 –
Staats ministerium – ein Thema gewesen. Die Begründung des Staatsministeriums
habe gelautet, die Stellen würden benötigt, um die Richtlinienkompetenz ausüben
zu können. Ihm sei jedoch nicht bekannt, dass das Innenministerium über eine
Richtlinienkompetenz verfüge. Dennoch habe es in der Führung des Ministeriums
im Haushalt 2017 deutliche Stellenzuwächse gegeben. Die SPD verstehe nach
wie vor nicht, warum die jetzige Landesregierung zwei Staatsministerien benö -
tige. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU äußert zu den zum lageorientierten 
Dienst eingebrachten Änderungsanträgen, diese seien sicher gut gemeint, und die
Polizistinnen und Polizisten würden sich sicherlich über eine Erhöhung der Mittel
freuen. Aber er bitte darum, eine Gesamtbetrachtung vorzunehmen, was für die
Polizei, für die Beamtinnen und Beamten im Land getan werde. Es bestehe eine
Vielzahl an Maßnahmen. Er nenne beispielsweise die vorgezogene Aufhebung
der Absenkung der Eingangsbesoldung. Er erinnere seinen Vorredner daran, wer
die Absenkung der Eingangsbesoldung eingeführt habe. Die Aufhebung der Ab-



19

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3203

senkung halte er insbesondere hinsichtlich der Nachwuchsgewinnung für die best-
mögliche Maßnahme. 

Mit dem Änderungsantrag 03/6 und den gleich lautenden Begehren werde quasi
Rosinenpickerei betrieben. Andere Länder zahlten möglicherweise eine höhere
Zulage für den lageorientierten Dienst, dafür gebe es dort beispielsweise keine
freie Heilfürsorge. Durch seine Kontakte in andere Bundesländer wisse er, dass
die meisten Polizeibeamtinnen und -beamten in Deutschland gern das Land Ba -
den-Württemberg als Dienstherrn hätten. 

Insgesamt betrachtet gehe es den Polizeibeamtinnen und -beamten in Baden-
Württemberg sehr gut. Aus diesem Grund lehne seine Fraktion die Änderungs -
anträge der Fraktion der SPD zu diesem Thema ab. 

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der CDU schließt sich den Äußerungen
seines Fraktionskollegen an und verweist auf die Maßnahmenpakete, die von der
Regierung und den die Regierung tragenden Fraktionen beschlossen worden
seien. Er legt dar, dazu gehörten beispielsweise Investitionen in die Ausstattung,
in Pkws und in Schusswesten. Es sei ein umfangreiches Paket verabschiedet wor-
den. Die Mittel könnten aber nur einmal ausgegeben werden. Die Stimmung in-
nerhalb der Polizei sei wesentlich besser als vor zwei, drei Jahren. Das Land
befinde sich hier auf einem sehr guten Weg. Als weiteres Beispiel nenne er auch
die Einstellungsoffensive bei der Polizei. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD erwidert, es sei keineswegs Rosinenpicke -
rei betrieben worden. Es gebe zu diesem Thema ein langwieriges Petitionsver-
fahren im Haus sowie ein gerichtliches Verfahren. Die geforderte Erhöhung der
Mittel sei den Notwendigkeiten geschuldet. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD bemerkt zu den Äußerungen seiner bei-
den Vorredner, die Einstellungsoffensive sowie die zusätzlich zugeführte ma-
terielle Ausstattung seien sehr begrüßenswert. Dennoch sei eine genauere Be -
trachtung vorzunehmen und dürfe nicht nur eine Gesamtbetrachtung angestellt
werden. Er halte es für wichtig, dass der Beruf des Polizeibeamten auch zukünftig
attraktiv bleibe. Dies sei beispielsweise dann der Fall, wenn Dienst zu ungünsti-
gen Zeiten bzw. lageorientierter Dienst und Wechselschichtdienst angemessen
und wertschätzend entlohnt würden. Aus diesem Grund unterstütze die AfD-Frak-
tion den Änderungsantrag 03/6.

Der Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration unterstreicht die Äuße -
run gen der beiden CDU-Abgeordneten. Er fügt hinzu, schon jetzt und insbeson-
dere auch mit den im Doppelhaushalt 2018/2019 veranschlagten Mitteln werde
sehr viel für die baden-württembergische Landespolizei getan. 

Es sei geplant, bis zum Ende dieser Legislaturperiode 1 500 neue Stellen bei der
Landespolizei zu schaffen. Wenn der Landtag den Doppelhaushalt 2018/2019 im
Dezember beschließe, werde dieses Ziel bereits erreicht. Die Stellen würden da -
mit wesentlich schneller geschaffen, als ursprünglich vorgenommen. Dies stelle
das größte Einstellungsprogramm in der Geschichte der baden-württembergischen
Landespolizei dar und sei gut für die Polizistinnen und Polizisten des Landes. 

Auch in die Ausstattung der Polizeibeamtinnen und -beamten werde investiert. Es
seien strukturelle Verbesserungen in Höhe von 15 Millionen € zusätzlich veran-
schlagt. Zu erwähnen seien in diesem Zusammenhang auch die bereits mehrfach
erfolgten spürbaren besoldungsstrukturellen Verbesserungen bei der Polizei, die
zu einer deutlich verbesserten Stellenstruktur geführt hätten. Beispielsweise
werde eine deutliche Erhöhung der Erschwerniszulage für Spezialkräfte – MEK,
SEK – und für die Personenschutzbeamtinnen und -beamten erfolgen. Diese Maß-
nahmen stellten eine ganze Reihe von Verbesserungen dar. 

Die von dem Abgeordneten der Fraktion der SPD erwähnte Petition sei der Re -
gierung lediglich als Material überwiesen worden. Auch einem Antrag der AfD-
Fraktion mit vergleichbarer Zielrichtung sei nicht entsprochen worden. 

Die Polizeibeamtinnen und -beamten des Landes könnten sich im Übrigen im
kommenden Jahr über ein Besoldungsplus von zusätzlichen 0,325 % über der in
den Tarifverhandlungen beschlossenen Besoldungserhöhung von 2,35 % freuen. 

Insgesamt müsse das Maßnahmenpaket in der Tat in seiner Gesamtheit betrachtet
werden. Der hier angesprochene Vergleich der Leistungen mit denen anderer
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Bundesländer sei unvollständig, da es bestimmte Zulagen, die in Baden-Württem-
berg noch gezahlt würden, in anderen Bundesländern schon lange nicht mehr ge -
be. 

Er stimme dem Abgeordneten der Fraktion der AfD zu, wenn das große Einstel-
lungsprogramm des Landes für junge Polizeibeamtinnen und -beamten Erfolg
haben solle, müsse der Dienst auch attraktiv sein. Dazu gehöre eine angemessene
Besoldung, die nicht deutlich geringer ausfallen dürfe als die Besoldung in an-
deren Bundesländern und im Bund. Daher sei die Zurücknahme der Absenkung
der Eingangsbesoldung für Beamtinnen und Beamte zum 1. Januar 2018 not -
wendig und richtig. Diese Maßnahme helfe, qualifizierte junge Menschen für den
Polizeiberuf zu interessieren. Denn gerade junge Polizeibeamtinnen und -beamte,
Anwärterinnen und Anwärter würden davon profitieren. Er danke dem Landtag
von Baden-Württemberg sehr, dass dies beschlossen worden sei. 

Wenn der Doppelhaushalt 2018/2019 in der hier diskutierten Fassung beschlossen
werde, stelle dieser Einzelplan ein Investitionsprogramm für die baden-württem-
bergische Landespolizei dar, das sich sehen lassen könne und seinesgleichen in
der Vergangenheit suche. 

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der AfD merkt an, die Abgeordneten hät-
ten auch den Änderungsantrag 12/1 als Tischvorlage erhalten. Dieser sei zwar
zum Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzverwaltung – eingebracht worden, be -
treffe inhaltlich allerdings Einzelplan 03, da er sich auf die Neu- und Umbaumaß-
nahmen der Hochschule für Polizei in Villingen-Schwenningen beziehe. Daher
wolle er auf den Antrag hier zumindest kurz eingehen. 

Der Vorsitzende erläutert, der Änderungsantrag 12/1 werde bei der Beratung des
Einzelplans 03 besprochen, da man sich darauf geeinigt habe, die Inhalte der zu
Einzelplan 12 eingebrachten Änderungsanträge dort zu diskutieren, wo sie fachlich
hingehörten. Die Abstimmungen über die Änderungsanträge, die Einzelplan 12 be-
träfen, erfolgten aber erst in der nächsten Woche.

Der Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration betont, das Ministerium
sei stets sprechbereit. Zum Änderungsantrag 12/1 bemerkt er, die Hochschule für
Polizei in Villingen-Schwenningen werde so gestärkt wie nie zuvor in ihrer Ge -
schichte, und zwar nicht im Sinne eines Versprechens für die Zukunft, sondern 
hier und heute. Vor wenigen Wochen seien an der Hochschule für Polizei in
Villingen-Schwenningen 544 neue Studierende begrüßt worden. Dies seien mehr
Studierende als jemals zuvor an diesem Standort. Dieser Rekord werde allerdings
vom nächsten Jahrgang noch einmal überboten werden. 

Anhand dieser Zahlen könne abgelesen werden, wie sich die baden-württember-
gische Polizei einschließlich des Nachwuchses entwickle. Damit einher gehe eine
Stärkung der Hochschule für Polizei in Villingen-Schwenningen; denn diese
stelle die zentrale Einrichtung der baden-württembergischen Polizei für das Aus-
bildungswesen dar und bleibe dies auch in Zukunft, und zwar in einer zuvor noch
nie dagewesenen Stärke, die in den kommenden Jahren noch zunehmen werde. 

Aufgrund der Zunahme der Studierendenzahlen an der Hochschule für Polizei
entstehe ein erhöhter Bedarf im Hinblick auf die Räumlichkeiten. Dieses Problem
müsse schnell gelöst werden. In dem Änderungsantrag 12/1 der AfD-Fraktion
werde vorgeschlagen, Mittel für bauliche Maßnahmen bereitzustellen. Dagegen
habe er zunächst nichts einzuwenden. Bauliche Maßnahmen dauerten allerdings
einige Zeit. Die nächsten Studierenden kämen aber schon im März 2018; bis
dahin müssten Lösungen gefunden werden. Daher gebe es Überlegungen, Räum-
lichkeiten anzumieten. Die AfD sei vielleicht gegen diesen Vorschlag, aber sie
müsse das Problem auch nicht lösen. 

Der soeben zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der AfD wirft ein,
dass nichts gegen diese Lösung spreche. 

Der Innenminister fährt fort, die benötigte Zeit sei einer der Gründe, warum der
Änderungsantrag 12/1 abzulehnen sei. Es müsse die Option geben, schnelle Lö-
sungen zu finden, Anmietungen zu tätigen, um den Bedarf an Räumlichkeiten, der
auch dadurch entstehe, dass die Hochschule für Polizei in Villingen-Schwennin-
gen in nie dagewesener Art und Weise gestärkt werde, flexibel und relativ
kurzfristig schon im Jahr 2018 decken zu können.
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Der an erster Stelle zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der AfD dankt
dem Minister für dessen Ausführungen. Die AfD erachte es als begrüßenswert,
dass der personelle Aufwuchs an der Hochschule für Polizei in Villingen-
Schwenningen sehr groß sei. Die eine Maßnahme schließe die andere allerdings
nicht aus. Daher interessiere ihn, welche konkreten Maßnahmen für eine Er-
weiterung der Hochschule geplant seien; er nenne beispielsweise Sanitärräume,
Lehrsäle, Verwaltung und Parkplätze.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt zum Verfahren nach, ob der Einzel -
plan 12 zum jetzigen Zeitpunkt diskutiert werde anstatt gegen Ende der Haus -
halts beratungen. Wenn ja, würde er sämtliche Fragen, die damit zusammenhin-
gen, jetzt stellen. Ansonsten warte er und stelle die Fragen am Schluss, so wie es
bisher gehandhabt worden sei. 

Der Vorsitzende antwortet, bisher seien die Themen des Einzelplans 12 gegen
Ende der Haushaltsberatungen diskutiert worden. Der hier in Rede stehende Än-
derungsantrag der AfD-Fraktion sei bei Kapitel 1208 – Staatlicher Hochbau – an-
gesiedelt, werde dort aufgerufen und zur Abstimmung gestellt. Er bitte, dass die
bisher praktizierte Reihenfolge eingehalten werde und die Themen des Einzel -
plans 12 am Ende besprochen würden. Das Thema „Hochschule für Polizei in
Villingen-Schwenningen“ sei aufgrund der Diskussion um die allgemeine Situa-
tion der Polizeistruktur jetzt behandelt worden. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP merkt an, nach seiner Kenntnis
bestehe in Bezug auf die Liegenschaften bzw. die Räumlichkeiten die Möglich -
keit eines schnellen Aufwuchses der Hochschule für Polizei. Es müssten nicht erst
Flächen dazugekauft werden. 

Die Staatssekretärin im Ministerium für Finanzen erklärt, hinsichtlich der Hoch -
schule für Polizei in Villingen-Schwenningen stünden das Innenministerium, das
Finanzministerium sowie alle weiteren Akteure, die eingebunden werden müss -
ten, in intensiven Gesprächen. Das Ziel sei, die Kapazitäten auf 1 700 Studierende
auszubauen. Dies betreffe Unterkunft, Lehre und Verwaltung.

In der letzten Woche hätten Gespräche vor Ort stattgefunden, durch die man einen
Schritt weiter gekommen sei. Dennoch seien die Lösungsvorschläge noch nicht so
weit ausgereift, dass die Mittel für Baumaßnahmen in den Etat hätten eingebracht
werden können, wie dies normalerweise der Fall sei. Daher werde weiter mit
Hochdruck gearbeitet, um eine abschließende Lösung zu erstellen, die der Zielset-
zung des Innenministeriums entspreche. Der jetzt vorliegende Änderungsantrag
sei aus ihrer Sicht jedoch nicht haushaltsreif. Deshalb könne das Ministerium eine
Zustimmung nicht empfehlen. 

Die Fragen zu den Baumaßnahmen könnten in den kommenden Haushaltsbe -
ratungen noch vertieft werden. Heute gehe es um Themen und Fragen, die sich an
das Fachressort richteten. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag 03/6 mehrheitlich ab. 

Kapitel 0301 mehrheitlich genehmigt. 

Kapitel 0302

Allgemeine Bewilligungen

Der Vorsitzende ruft Abschnitt I des Änderungsantrags 03/37 mit zur Beratung
auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bringt vor, die SPD-Fraktion stimme dem
Änderungsantrag grundsätzlich zu. Es irritiere ihn allerdings, dass der Entwurf
des Haushaltsplans die Inhalte dieses Antrags nicht von vornherein enthalten
habe; die Kapazitäten seien seit Wochen bekannt.

Ihn interessiere, wenn die Stellen umgewidmet würden, wo die zusätzlichen Aus-
bildungskapazitäten später verortet würden. Dies sei bisher noch unklar.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU bemerkt, der SPD sei in der vorigen
Legis laturperiode die Verantwortung für die innere Sicherheit zugekommen.
Kaum habe nun ein Regierungswechsel stattgefunden, würden in erheblichem



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3203

22

Umfang Stellen bei der Polizei geschaffen. Die Schaffung dieser Stellen sei nötig
und werde daher sowohl unterstützt als auch in die Tat umgesetzt. 

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD äußert, bei den Erläuterungen zu
Titel 972 10 – Globale Minderausgabe für den Einzelplan 03 – stehe, dass Mittel
für den restlichen Anteil an der allgemeinen globalen Minderausgabe sowie an
der Konsolidierungsvorgabe veranschlagt seien. Er frage, was „restlich“ konkret
heiße. 

Des Weiteren bitte er um Auskunft, wie sich die globalen Minderausgaben für
den Einzelplan in den Berichtsjahren zur jeweiligen mittelfristigen Finanzplanung
verhielten. Er habe diese Frage an anderer Stelle schon einmal vorgetragen. Auf-
grund des Volumens des Einzelplans 03 sei die erneute Nachfrage allerdings ge -
rechtfertigt.

Ein Vertreter des Innenministeriums antwortet auf die Frage nach der Stellen -
situa tion, als der Haushaltsplan vorbereitet worden sei, habe die Verteilung der
zu sätzlichen Anwärterstellen und damit von 1 800 eingestellten Anwärtern pro
Jahr auf die Ausbildungsstandorte noch nicht in die Planung aufgenommen wer-
den können. Die Hochschule müsse das notwendige Verwaltungspersonal zur
Ver fügung stellen, um die Ausbildung, die allgemein sowohl das Studium als
auch die Ausbildung für den mittleren Dienst beinhalte, gewährleisten zu können.
Daher sei überlegt worden, wie das an den Standorten der Hochschule benötigte
Ausbildungspersonal im Haushalt 2018/2019 entsprechend umgeschichtet werden
könne. 

Der zuerst genannte Abgeordnete der Fraktion der SPD entgegnet, er habe die Be-
gründung des Änderungsantrags verstanden und stimme diesem auch zu. Ihn in-
teressiere aber, wo die Stellen, die verschoben würden, verortet seien. Dem Ver -
nehmen nach befänden sich die Stellen größtenteils an der Hochschule für Polizei
in Villingen-Schwenningen; für die übrigen Ausbildungsstandorte werde zusätz -
liches Personal benötigt, das daher verschoben würde. Ihn interessiere, wo sich
die Ausbildungsstandorte befänden. 

Der Vertreter des Innenministeriums erklärt, neben der Hochschule für Polizei am
Standort Villingen-Schwenningen gebe es für die Vorausbildung der Kommis-
saranwärter und für die Ausbildung des mittleren Dienstes zusätzlich die Ausbil-
dungsstandorte in Biberach und Lahr, den Übergangsstandort Bruchsal sowie als
vierten Standort Herrenberg, für den auch im Bereich des Nichtvollzugsdienstes
Stellen vorgesehen seien. Dazu komme ein fünfter Standort, der aber noch nicht
endgültig fixiert sei. Es gebe diesbezüglich intensive vorbereitende Gespräche
zwischen den Ressorts und den weiteren Beteiligten. Punktuell spiele auch der
ärztliche Dienst beim Präsidium Technik, Logistik, Service der Polizei eine Rolle. 

Für die zusätzlichen jeweils 400 Auszubildenden in den Jahren 2018 und 2019
werde zusätzliches Personal im Nichtvollzugsdienst benötigt, insbesondere in der
Verwaltung am zusätzlichen fünften Ausbildungsstandort. Zu diesem Personal
ge hörten beispielsweise Lehrer, die allgemeinbildenden Unterricht erteilten. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD merkt an, als fünfter Standort sei auch
Wertheim im Gespräch gewesen. Er frage, ob der Regierungsvertreter dazu noch
etwas sagen könne. 

Der Vertreter des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration antwor -
tet, die Gespräche zum fünften Ausbildungsstandort für den mittleren Dienst zwi -
schen dem Finanzministerium, dem Innenministerium, der Liegenschaftsverwal-
tung und den weiteren Beteiligten seien noch nicht abgeschlossen. Die endgültige
Entscheidung liege noch nicht vor. 

Die Staatssekretärin im Ministerium für Finanzen trägt hinsichtlich der globalen
Minderausgabe für den Einzelplan 03, wie in Titel 972 10 dargestellt, vor, der
restliche Anteil an der allgemeinen globalen Minderausgabe stamme aus den Vor-
jahren, der restliche Anteil an der Konsolidierungsvorgabe beinhalte neue Mittel.
Daraus ergäben sich dann die in dem Titel dargestellten Zahlen. 

Sie fährt fort, die globale Minderausgabe werde in der mittelfristigen Finanzpla-
nung, solange sie nicht konkretisiert werde, fortgeschrieben. Dies gelte beispiels -
weise auch für den kommunalen Investitionsfonds oder für Krankenhäuser. Es sei
nichts Überraschendes in die Finanzplanung aufgenommen worden, sondern es
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erfolge eine Fortschreibung, wie es auch schon in der letzten Legislaturperiode
üblich gewesen sei.

Abschnitt I des Änderungsantrags 03/37 wird einstimmig zuge -
stimmt. 

Kapitel 0302 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge -
nehmigt. 

Kapitel 0303

Digitalisierung

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 03/24, 03/38 und 03/25 mit zur Be-
ratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD fragt zu Titelgruppe 70 – Breitbandinfra-
struktur – und der dort genannten Summe von 108,767 Millionen € im Jahr 2017
nach dem Stand hinsichtlich der bis zum 31. Oktober 2017 bewilligten Mittel.
Des Weiteren fragt er, ob das Ministerium etwas zu der Höhe der aktuell abge-
flossenen Mittel sagen könne. 

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD erkundigt sich bei den Abgeord-
neten der Regierungsfraktionen, warum der Änderungsantrag 03/38, der einen
Zuschuss an die Klimastiftung für Bürger für das Klima-Erlebniszentrum Sins -
heim zum Inhalt habe, im Einzelplan 03 – Ministerium für Inneres, Digitali -
sierung und Migration – verortet sei. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU entgegnet, die Begründung dieses Än-
derungsantrags sei vielleicht nicht perfekt formuliert. Es gehe hier nicht um den
Bau des Klima-Erlebniszentrums; dieser erfolge in erheblichem Umfang durch
einen privaten Förderer. In dem Antrag werde ein digitales Projekt thematisiert,
das später in dem Erlebniszentrum verwirklicht werden solle. Es sei geplant, die
Welt unter Klimagesichtspunkten digital erkunden zu können. Daher sei der Än-
derungsantrag unter dem Kapitel Digitalisierung eingebracht worden. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD bringt vor, die AfD-Fraktion habe zwei
Änderungsanträge zu diesem Kapitel eingebracht. Der Antrag 03/24 umfasse 
7 Millionen € für sogenannte Digitalisierungsmanager. Ziel sei es, ein Projekt zu
implementieren, um die Digitalisierung in Baden-Württemberg in den nächsten
zwei bis vier Jahren flächendeckend zu steuern. 

Der Änderungsantrag 03/25 fordere eine Erhöhung der Mittel für die Breitbandin-
frastruktur im ländlichen Raum.

Im August habe der Innenminister auf einer Wanderung erklärt, das Land brauche
das schnelle Internet nicht erst im Jahr 2025, Fortschritte müssten in den nächsten
ein bis zwei Jahren passieren. Des Weiteren habe er geäußert, wichtig sei dabei,
dass der ländliche Raum nicht abgehängt werde und auch der weit draußen lie -
gende Bauernhof an das schnelle Internet angeschlossen werde. Er sei überzeugt
davon, dass der Minister zu dieser Aussage stehe, auch dazu, Baden-Württemberg
zur digitalen Leitregion zu machen. 

Vor Kurzem sei im Fernsehen ein Film mit dem Titel „Global Player – Wo wir
sind isch vorne“ ausgestrahlt worden. In dem Film gehe es um einen Mittel-
ständler, der vorn sein wolle, aber die Konkurrenz zu spüren bekomme. Er meine,
der Spruch „Wo wir sind isch vorne“ gelte genauso für Baden-Württemberg. 

Beim Wirtschaftsforum der Volks- und Raiffeisenbanken im Kreis Calw Mitte
November habe eine Referentin aus dem IT-Bereich gesagt, nach der omnipräsen-
ten Vernetzung der Arbeits- und Produktionswelt, also Industrie 4.0, die längst im
Vollzug sei, stehe jetzt die Vernetzung von allem und jedem zu jeder Zeit an je-
dem Ort auf der Welt an; dies habe ebenfalls längst begonnen. Dies bedeute, dass
die Vernetzung bereits existiere und nicht mehr über ihr Kommen diskutiert wer-
den müsse.

In der Medizin werde alle 73 Tage der weltweit verfügbare Wissensstand verdop-
pelt. Das Wissen sei in Daten abgebildet. Diese Daten flössen in kognitive Sys-
teme ein, in künstliche Intelligenz, die diese Daten zur Auswertung bringe. 
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Die Verdopplung und Verdreifachung der Daten finde nicht irgendwann statt,
sondern heute. Die Daten liefen über eine Datenautobahn. 

Der Vorsitzende weist seinen Vorredner darauf hin, dass der Ausschuss überein -
ge kommen sei, hier keine grundsätzlichen Diskussionen zu führen; diese blieben
den Plenarberatungen vorbehalten. Der Ausschuss konzentriere sich stattdessen
auf die finanzpolitischen Auswirkungen. Er bitte dies zu beachten. 

Der Abgeordnete der Fraktion der AfD fährt fort, die genannten Punkte begründe-
ten die Forderungen der AfD, in den nächsten zwei Jahren einen signifikanten
Fort schritt im Bereich der Breitbandinfrastruktur zu erreichen. Im Änderungs -
antrag 03/25 werde daher begehrt, die Mittel für den Ausbau der Digitalisierung
auf etwa eine halbe Milliarde Euro jährlich zu erhöhen. 

Des Weiteren solle ein Gremium eingesetzt werden, das diesen Ausbau im ge -
samten Land flächendeckend steuere, die Vor- und Nachteile ins Auge fasse und
dafür sorge, dass die Nachfrage nicht zu Preiserhöhungen führe. 

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der CDU merkt an, Baden-Württemberg
sei in Bezug auf das Thema „Digitalisierung und Breitbandausbau“ sehr gut vo -
rangekommen, insbesondere auch in diesem Jahr. Im Innenministerium seien in
dieser Woche erneut Förderbescheide im Wert von über 5 Millionen € für den
Breitbandausbau übergeben worden. 

Zum Änderungsantrag 03/24 bemerke er, das Land benötige keine Digitalisie -
rungs manager, da die Kommunen die Problematik erkannt hätten und diese
Aufgabe selbst sehr gut ausführten. Die Antragstellung sei optimiert worden.
Die kleineren Kommunen schlössen sich zusammen und würden dies aus ihrem
Bestand heraus durchführen. Seines Erachtens benötigten die Kommunen keine
Unterstützung. Die CDU-Fraktion lehne den Änderungsantrag der AfD daher
ab.

Eine Vertreterin des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration
führt aus, das Verfahren beim Breitbandausbau laufe so ab, dass die Gemeinde
zuerst den Ausbau plane. In der Planung fördere das Land bei allen Antragstellern
einen Breitbandausbau mit Glasfaser, um zukunftssicher aufgestellt zu sein. Dies
erfolge selbst dann, wenn der Glasfaserausbau nicht sofort stattfinde und die
Gemeinde sich entscheide, in zwei Schritten vorzugehen, die Glasfaser zuerst nur
bis zum Kabelverzweiger auszubauen und den Glasfaserausbau anschließend ins-
gesamt abzuschließen. 

Der nächste Schritt beinhalte die Bewilligung der Mittel. Im Jahr 2017 werde das
gesamte Fördervolumen in Höhe von 127 Millionen € vermutlich komplett aufge-
braucht. Momentan trete allerdings das Problem auf, dass die Mittel zwar bewil-
ligt werden könnten, der Mittelabfluss dagegen nur langsam erfolge. Dies hänge
damit zusammen, dass die Kommunen erst ihre Bauabschnitte bauen würden und
anschließend die Mittel bei der L-Bank einreichten. Die L-Bank zahle dann sehr
kleinteilig die Mittel für die einzelnen Bauabschnitte aus. Es gebe daher immer
nur Momentaufnahmen des Mittelabflusses. 

Die Mittel, die in diesem Jahr vom Land bewilligt worden seien, flössen voraus-
sichtlich erst 2018 oder 2019 ab. Momentan herrsche in der Bauindustrie eine
massive Überhitzung. Viele Kommunen könnten die Bauunternehmungen nicht
so schnell beginnen wie gewünscht. Es gebe diesbezüglich allerdings regionale
Unterschiede. Dieses Phänomen trete im Übrigen nicht nur in Baden-Württem-
berg, sondern deutschlandweit auf. 

In das Bundesförderprogramm seien 4,1 Milliarden € eingestellt. Bisher befänden
sich drei Infrastrukturprojekte in der Bauumsetzung. Es bestehe also bedauer-
licherweise ein massiver Stau, der sich vielleicht irgendwann auflösen werde.
Doch bis auf Weiteres lasse sich die Geschwindigkeit nicht beeinflussen, auch
wenn sich das Land eine schnellere Umsetzung wünsche. 

Der Abgeordnete der Fraktion der AfD äußert, ein Bürgermeister habe gestern bei
der Vergabe von Förderbescheiden für den Breitbandausbau erklärt, nun habe er
Fördermittel erhalten, damit erreiche er eine Geschwindigkeit von 8 MBit/s und
könne eine Woche später erneut Anträge stellen. Bei einem flächendeckenden
Projekt werde eine Zentrale benötigt, die das Ganze schnell und effektiv mit
Fach leuten aus der Industrie steuere. 
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Der an zweiter Stelle genannte Abgeordnete der Fraktion der SPD bemerkt, der
Regierungsvertreter habe zuvor ausgesagt, die Mittel in Höhe von 127 Millionen €
seien komplett aufgebraucht. Er frage, ob dies bedeute, dass keine ungebundenen
Mittel mehr vorhanden seien. 

Die Vertreterin des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration ant -
wortet, er könne heute noch nicht genau sagen, wie viele Mittel übrig blieben,
schätze aber, dass nach heutigem Stand vielleicht Mittel in der Größenordnung
von 0,5 Millionen € bis zu 1 Million € übrig blieben. Das Volumen sei bald kom-
plett ausgeschöpft. 

Der Innenminister merkt zu dem Änderungsantrag 03/24 der AfD-Fraktion und
der Begründung durch den Abgeordneten der AfD an, im Innenministerium be -
stehe mit dem Förderreferat inzwischen eine leistungsfähige Organisationseinheit,
die den Kommunen für eine tagtägliche Beratung zum Fördergeschäft zur Verfü-
gung stehe. Das Ministerium habe nicht nur die Aufgabe, über die Anträge zu
entscheiden, sondern berate die Kommunen auch, wie das Antragsverfahren am
besten zu bewerkstelligen sei. Dies gehöre zur täglichen Arbeit in seinem Haus. 

Er sei dem Landtag dankbar, dass diese Organisationsabteilung habe verstärkt
werden können. Ziel sei beispielsweise, 2018 auch Schulungsveranstaltungen ge -
rade für kleinere Kommunen anzubieten. Des Weiteren sei im nächsten Jahr ge-
plant, das Antragsverfahren als solches zu digitalisieren. Er danke dem zuvor zu
Wort gekommenen Abgeordneten der Fraktion der CDU für den Hinweis und
gebe ihm recht, dass sich das Verfahren verbessert habe. Das Ministerium arbeite
aber daran, es noch etwas besser und noch kommunalfreundlicher zu gestalten. 

Darüber hinaus existiere eine unabhängige Clearingstelle „Digitale Infrastruktur
für den Ländlichen Raum – Baden-Württemberg“, die gerade kleinere Städte und
Gemeinden hinsichtlich der Verbesserung der Kommunikationsinfrastruktur kos -
tenlos berate und u. a. Fachveranstaltungen zum Thema Breitbandversorgung
durch führe, auf Messen und Tagungen die Besucher informiere. 

Es sei darauf zu achten, dass letztlich kein Beratungswildwuchs entstehe, sodass
ein Beauftragter benötigt werde, um die Kommunen durch den Dschungel der
vielen Beratungsinstitutionen zu führen. Er rate daher von Digitalisierungs -
managern ab. Nicht zuletzt auch dank des Landtags von Baden-Württemberg sei
das Land in Bezug auf Beratungsleistungen gerade für kleinere Kommunen im
ländlichen Raum sehr gut aufgestellt. 

Der Änderungsantrag 03/24 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Dem Änderungsantrag 03/38 stimmt der Ausschuss mehrheitlich
zu.

Der Änderungsantrag 03/25 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Kapitel 0303 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt. 

Kapitel 0304

Regierungspräsidium Stuttgart

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 03/39 und 03/2 mit zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP bringt vor, die FDP/DVP-Fraktion
habe für die Kapitel 0304 – Regierungspräsidium Stuttgart – bis 0307 – Regie -
rungs präsidium Tübingen – gleichlautende Änderungsanträge zum Personalauf-
bau in dem jeweiligen Regierungspräsidium eingebracht. Er gehe kurz bei diesem
Kapitel darauf ein. 

Die FDP/DVP-Fraktion halte die im Haushaltsplan ausgewiesenen zusätzlichen
Stellen in der Umweltverwaltung in den Regierungspräsidien für entbehrlich. 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE erwidert, es verwundere ihn nicht über-
mäßig, dass es die FDP/DVP nicht als erforderlich ansehe, im Bereich des Um -
welt-, Natur- und Immissionsschutzes Personal einzustellen. 75 neue Stellen seien
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geplant; davon sollten laut Vorschlag der FDP/DVP-Fraktion 72 Stellen wieder
gestrichen werden. Er wisse übrigens auch nicht, aus welchen Gründen die drei
übriggebliebenen Stellen erhalten werden sollten. 

Zur Stärkung der Umweltverwaltung seien 225 neue Stellen geplant. 55 dieser
Stellen stellten allerdings k.w.-Stellen dar, die für Übergangsregelungen und zur
Einarbeitung neuer Mitarbeiter geschaffen worden seien; ohne die k.w.-Stellen
handle es sich daher um 170 neue Stellen. Die FDP/DVP-Fraktion schlage vor,
auch einen Teil der k.w.-Stellen zu streichen, die nur zur Einarbeitung dienten.
Dies finde er bemerkenswert. 

Es wundere ihn, dass die FDP/DVP-Fraktion die Stellen streichen wolle, obwohl
viele Wirtschaftsverbände, denen die FDP zumindest früher sehr nahegestanden
habe, in der Öffentlichkeit ausdrücklich die Schaffung dieser Stellen im Einzel -
plan 03 forderten. 

Die Fraktion GRÜNE lehne sowohl den Änderungsantrage 03/2 zu diesem Kapi-
tel als auch die gleichlautenden Änderungsanträge 03/3 bis 03/5 zu den folgenden
Kapiteln ab. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bemerkt, die Sachdiskussion zu diesen
Stellen sollte bei der Beratung des Einzelplans 10 – Ministerium für Umwelt, Kli-
ma und Energiewirtschaft – erfolgen. Er gehe nur kurz auf die Änderungsanträge
ein, die sich auf einen Stellenzuwachs in den Regierungspräsidien bezögen. 

Es könne darüber diskutiert werden, ob ein Stellenzuwachs im Bereich der Um -
weltverwaltung – beispielsweise beim Ministerium oder an anderer Stelle – not -
wendig sei. Die SPD halte es aber nicht für richtig, mit der Stellenkürzung bei den
Regierungspräsidien anzusetzen, da diese Stellen dort notwendig seien. Die SPD-
Fraktion stimme den Änderungsanträgen der FDP/DVP-Fraktion daher nicht zu. 

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP entgegnet auf die Ausführungen des
Abgeordneten der Fraktion GRÜNE, dass hier wohl ein Missverständnis vorliege.
Seine Fraktion sei der Meinung, wenn heutzutage neue Stellen gefordert würden,
müsse der Druck wirklich sehr hoch sein, ein Stellenaufwuchs müsse sehr gut be-
gründet werden. Schon heute sei das Land kaum in der Lage, die Pensionen der
Beamtinnen und Beamten aufzubringen. Vor diesem Hintergrund seien die ge -
nannten Änderungsanträge der FDP/DVP-Fraktion zu sehen. Aus seiner Sicht
könne die Umweltverwaltung auch ohne diese Stellen auskommen. 

Der Abgeordnete der Fraktion GRÜNE bringt vor, er stimme seinem Vorredner
beim Thema Pensionen zu. Der genannte Hinweis sei richtig und gerechtfertigt.
Er verweise jedoch auf das Gutachten zur Zukunft der Umweltverwaltung, das so-
genannte Bogumil-Gutachten, welches das Umweltministerium in Auftrag ge -
geben habe. In diesem Gutachten sei u. a. auch ein Vergleich mit den Landesver-
waltungen in Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und Bayern durchgeführt wor-
den, inwiefern die Verwaltungen beispielsweise effektiv arbeiteten und wie sie
ausgestattet seien. Vor dem Hintergrund dieses Gutachtens sei die hohe Dring -
lichkeit aus seiner Sicht gegeben. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU pflichtet dem bei. Er führt aus, selbstver-
ständlich müssten Pensionen gezahlt werden. Andererseits würden die Pensionen
verdient, wenn durch die Arbeit der Verwaltung erreicht werde, dass sich Betriebe
im Land ansiedelten. Wenn die Bearbeitung der Anträge in Baden-Württemberg
länger dauere als in anderen Bundesländern, würden die Betriebe ihren Standort
nicht hier wählen. Aus diesem Grund sei er erstaunt, dass gerade bei diesen
Stellen, die vor Ort benötigt würden, beantragt werde, sie nicht zu schaffen. 

Er nenne als Beispiel auch die Belastung der Böden und des Trinkwassers mit
PFC in Mittelbaden. Dies stelle ein großes Problem in der Region dar. Die Bear-
beitung u. a. von Anträgen vor Ort erfolge durch die Verwaltung. Diese wichtige
Arbeit könne nicht mit einem Hinweis auf Pensionen abgetan werden. Denn wenn
nichts unternommen werde, befänden sich die PFC dann, wenn die Pensionen
schon ausgezahlt würden, noch immer im Boden.

Dem Änderungsantrag 03/39 wird einstimmig zugestimmt. 

Der Änderungsantrag 03/2 wird mehrheitlich abgelehnt. 
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Kapitel 0304 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt. 

Kapitel 0305

Regierungspräsidium Karlsruhe

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag 03/3 mehrheitlich ab. 

Kapitel 0305 mehrheitlich genehmigt. 

Kapitel 0306

Regierungspräsidium Freiburg

Der Änderungsantrag 03/4 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Kapitel 0306 mehrheitlich genehmigt. 

Kapitel 0307

Regierungspräsidium Tübingen

Der Änderungsantrag 03/5 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Kapitel 0307 mehrheitlich genehmigt. 

Kapitel 0309 einstimmig genehmigt. 

Kapitel 0310

Feuerwehrwesen, Katastrophenschutz, 
Rettungsdienst, Krisenmanagement

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 03/26, 03/40, 03/41, 03/42, 03/7 und
03/43 mit zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD legt dar, der Änderungsantrag 03/26 der
AfD-Fraktion fordere die Aufstockung der Mittel an Gemeinden für Investitionen
bei der Feuerwehr. Es gebe Rückmeldungen von den Kreisbrandmeistern, dass
sehr viele veraltete Feuerwehrfahrzeuge unterwegs seien. Momentan existiere ein
Investitionsstau. An dieser Stelle könne auch von einer Bugwelle gesprochen
werden. Der Änderungsantrag diene dazu, hier Abhilfe zu schaffen und die Mittel
für die Feuerwehr entsprechend aufzustocken. 

Das Warten der Feuerwehrgeräte erfolge durch Freiwillige, die diese Aufgabe in
ihrer Freizeit durchführten. Diese Zeit könne besser für die Ausbildung genutzt
werden. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU äußert zum Änderungsantrag 03/40 der
Regierungsfraktionen, das Mittelaufkommen aus der Feuerschutzsteuer entwickle
sich äußerst positiv. Die zusätzlichen Mittel würden den Gemeinden für Investi-
tionen im Bereich der Feuerwehr vollumfänglich zur Verfügung gestellt. Seines
Erachtens sei den Feuerwehren noch nie ein so hohes Maß an Unterstützung zu -
ge kommen. 

Zu den weiteren Änderungsanträgen der Regierungsfraktionen führe er aus, dass
sich die Koalition zum Ziel gesetzt habe, Ehrenamtsstrukturen im Bereich der Be-
hörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) zu stärken. Zu den
BOS gehörten u. a. Feuerwehren, Bevölkerungsschutz, Rettungsdienste, Wasser -
wacht und Bergwacht. In diesem Bereich existierten tragende Ehrenamtsstruk-
turen, ohne die eine Erledigung dieser Aufgaben nicht mehr möglich sei. Diese
Ehrenamtsstrukturen sollten gefördert und gestärkt werden. 

Der Vorsitzende weist darauf hin, der Änderungsantrag 03/26 gehe weiter als der
Änderungsantrag 03/40 und komme daher zuerst zur Abstimmung. 
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Der Änderungsantrag 03/26 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Dem Änderungsantrag 03/40 stimmt der Ausschuss einstimmig zu.

Dem Änderungsantrag 03/41 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Dem Änderungsantrag 03/42 stimmt der Ausschuss einstimmig bei
einigen Enthaltungen zu.

Der Vorsitzende legt dar, der Änderungsantrag 03/7 gehe weiter als der Än-
derungsantrag 03/43 und werde daher zuerst abgestimmt. 

Der Änderungsantrag 03/7 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Dem Änderungsantrag 03/43 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Kapitel 0310 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge -
nehmigt. 

Kapitel 0311 und 0312 jeweils einstimmig genehmigt. 

Kapitel 0314

Zentrale Veranschlagungen Polizei

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 03/36, 03/27, 03/37 Abschnitt II,
03/28, 03/44, 03/45, 03/8, 03/46, 03/1 und 03/47 mit zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD trägt vor, die SPD-Fraktion habe den Än-
derungsantrag 03/8 eingebracht, da sie es für notwendig halte, die an den Ver -
kehrs schulen konzipierte Digitalisierungsstrategie zu unterstützen. In dem Än-
derungsantrag werde daher ein höherer Betrag für Zuschüsse an die Verbände für
die Einrichtung von Verkehrsschulen gefordert. 

Zum Änderungsantrag 03/45 der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU be-
merke er, inhaltlich gebe es keine Einwände an der Ausrichtung einer internatio -
nalen Fachkonferenz zur Bekämpfung von Terrorismus. Seine Fraktion sei aber
der Überzeugung, dass es bei einer entsprechenden Schwerpunktsetzung bei
einem so großen Haushalt wie dem des Innenministeriums durchaus möglich sei,
die Fachkonferenz aus den bereits zur Verfügung stehenden Mitteln zu finan -
zieren. Denn wenn für jede Fachveranstaltung zusätzliche Mittel zur Verfügung
gestellt würden, wäre die Mittelverteilung nicht mehr überschaubar. 

Die Änderungsanträge 03/36 und 03/27 werden jeweils mehr heit -
lich abgelehnt. 

Abschnitt II des Änderungsantrags 03/37 wird mehrheitlich zuge -
stimmt. 

Der Vorsitzende merkt an, der Änderungsantrag 03/28 gehe weiter als der Ände -
rungsantrag 03/44 und komme daher zuerst zur Abstimmung. 

Der Änderungsantrag 03/28 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Dem Änderungsantrag 03/44 stimmt der Ausschuss einstimmig zu.

Dem Änderungsantrag 03/45 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Der Vorsitzende äußert, der Änderungsantrag 03/8 gehe weiter als die Ände -
rungs anträge 03/46 und 03/1 und komme daher zuerst zur Abstimmung.

Der Änderungsantrag 03/8 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Dem Änderungsantrag 03/46 wird mehrheitlich zugestimmt. 
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Der Vorsitzende stellt fest, dass sich durch die Zustimmung zu dem Ände -
rungsantrag 03/46 eine Abstimmung über den Änderungsantrag 03/1 erübrige.

Dem Änderungsantrag 03/47 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Kapitel 0314 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge -
nehmigt. 

Kapitel 0315

Präsidium Technik, Logistik, Service der Polizei

Abschnitt III des Änderungsantrags 03/37 wird mehrheitlich zuge -
stimmt. 

Der Änderungsantrag 03/9 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Kapitel 0315 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge -
nehmigt.

Kapitel 0316 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0317

Hochschule für Polizei Baden-Württemberg

Abschnitt IV insgesamt des Änderungsantrags 03/37 wird einstim-
mig zugestimmt.

Der Änderungsantrag 03/10 wird mehrheitlich abgelehnt.

Der Vorsitzende hält fest, es werde keine weitere Diskussion zum Ände rungs -
antrag 12/1 der AfD-Fraktion gewünscht. Der Änderungsantrag 12/1 betreffe
Kapitel 1208 des Einzelplans 12. Über ihn werde im Rahmen der Behandlung des
Einzelplans 12 am 30. November 2017 abgestimmt. 

Kapitel 0317 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge -
nehmigt.

Kapitel 0318

Landeskriminalamt

Der Änderungsantrag 03/11 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0318 einstimmig genehmigt. 

Kapitel 0319 und 0320 jeweils einstimmig genehmigt.

Kapitel 0330

Ausländer und Aussiedler

Den Änderungsanträgen 03/48 und 03/49 wird jeweils mehr heit -
lich zugestimmt.

Kapitel 0330 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.
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Kapitel 0331

Migration

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 03/29, 03/30, 03/31, 03/32, 03/33,
03/34 und 03/35 mit zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD meint, bei der letzten Haushaltsaufstel-
lung sei bei Titel 633 08 – Pauschale Erstattung von Aufwendungen für die Auf-
nahme, Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen – ausführlicher erläutert
worden, wie sich der Mittelansatz ergebe. Seinerzeit sei eine Pauschale in Höhe
von etwa 14 200 € angesetzt gewesen, die pro Flüchtling an die Stadt- und Land-
kreise zu zahlen sei. Diese Pauschale sei dann mit der prognostizierten Zahl von
Flüchtlingen multipliziert worden. Zusätzlich sei noch ein Sicherheitszuschlag
eingerechnet worden. Dazu gebe es auch eine Anfrage seiner Fraktion. 

Er fragt, wie hoch die Pauschale in diesem Haushalt angesetzt sei und mit wie
vielen Flüchtlingen gerechnet werde.

Der Ministerialdirektor im Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration
erläutert, für die Haushaltsplanung in Baden-Württemberg werde von einem
Jahres zugang von 23 400 Flüchtlingen ausgegangen. Dies entspreche 13 % der
180 000 Flüchtlinge, die die Bundesregierung für ganz Deutschland prognosti -
ziert habe. Da Flüchtlinge aus sicheren Herkunftsländern nicht in die vorläufige
Unterbringung weiterverteilt würden, reduziere sich die Berechnungsgröße für Ti-
tel 633 08 auf rund 19 000 Flüchtlinge.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD bittet um Auskunft, ob es bei der von ihm
genannten Pauschale pro Flüchtling bleibe.

Eine Vertreterin des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration ant -
wortet, die Pauschale für das Jahr 2018 betrage 14 394 €. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt, ob dies aus politischer Sicht derzeit
ein realistischer Ansatz für die Berechnungen sei.

Der Ministerialdirektor im Innenministerium teilt mit, es sei schwierig, zu prog-
nostizieren, in welche Richtung die Entwicklung beim Flüchtlingszugang gehe.
Deswegen sei auch die Unterbringungskonzeption von Vorsorge geprägt. Es gehe
darum, degressiv, aber auch vorsorgend in den Kapazitäten unterwegs zu sein.

Der Bund gehe von 180 000 Flüchtlingen aus. Dem Land Baden-Württemberg lä-
gen keine besonderen Erkenntnisse vor, die zu einer anderen Annahme Anlass
gäben. Die Planungsgröße sei daher sicherlich richtig. Zwar ließen sich Stand
heute für den Monat November geringere Zugänge verzeichnen, ob dies aber in
den nächsten zwei oder drei Monaten so bleibe, könne derzeit nicht gesagt werden.

Das Land habe sich bisher immer an der Vorgabe des Bundes orientiert, wenn
denn eine solche vorgelegen habe. Dies sei eine vorsorgende Planung.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD macht darauf aufmerksam, wenn
die Pauschale mit der prognostizierten Flüchtlingszahl multipliziert werde, ergebe
sich ein Betrag, der etwa um 100 Millionen € unter dem Ansatz im Haushalts -
entwurf liege. 

Er fragt, ob diese 100 Millionen € die Sicherheitsreserve seien oder ob sie für die
globalen Minderausgaben genommen würden.

Die Vertreterin des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration er -
klärt, diese Mittel würden für die nachlaufende Spitzabrechnung mit den Stadt-
und Landkreisen dringend benötigt. Das Land sei verpflichtet, den Stadt- und
Landkreisen die Aufwendungen für die vorläufige Unterbringung zu erstatten. Im
Jahr 2018 erfolge die Spitzabrechnung für das Jahr 2016. Dafür würden diese
Mittel benötigt. Der Ansatz sei sehr knapp kalkuliert. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP erkundigt sich danach, ob die
Pauschale für zwölf oder für 18 Monate gelte.

Die Vertreterin des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration ant -
wortet, sie gelte für 18 Monate.
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Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP merkt an, dies ändere das Ganze
durchaus etwas.

Die Änderungsanträge 03/29, 03/30, 03/31, 03/32, 03/33, 03/34
und 03/35 werden in gemeinsamer Abstimmung mehrheitlich ab -
gelehnt.

Kapitel 0331 mehrheitlich genehmigt.

Der Vorsitzende hält auf Nachfrage ohne Widerspruch fest, dass die

Kapitel 0335 bis Kapitel 0346

zusammen aufgerufen werden könnten. 

Die Änderungsanträge 03/12 bis 03/23 werden in gemeinsamer
Ab stimmung mehrheitlich abgelehnt.

Abschnitt V bis Abschnitt XVI des Änderungsantrags 03/37 wird
einstimmig zugestimmt.

Kapitel 0335 bis Kapitel 0346 mit den beschlossenen Änderungen
in gemeinsamer Abstimmung einstimmig genehmigt.

Der Vorsitzende macht darauf aufmerksam, falls Fragen zu den Sanierungs- und
Erhaltungsmaßnahmen für den Bereich des Innenministeriums bestünden, sollten
diese jetzt vorgebracht werden. Die Abstimmung erfolge zwar erst bei der Be-
ratung des Einzelplans 12. Doch seien die Fachministerien dabei in der Regel
nicht mehr vertreten.

Der soeben zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der SPD merkt an,
seine Fragen hätten sich im Prinzip erledigt, weil das Ministerium vorher mit-
geteilt habe, dass bezüglich des zusätzlichen Ausbildungsstandorts noch eine breit
angelegte Bürgerbeteiligung unter Einbeziehung der Landräte, der zuständigen
Abgeordneten und der Fraktionsvorsitzenden stattfinde. Dies warte er ab. Er sei
gespannt, welche Kosten auf das Land zukämen.

05. 12. 2017

Dr. Gerhard Aden
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  „Verpflichtungsermächtigung 974,0 0,0   
  Davon zur Zahlung fällig im     
  Haushaltsjahr 2019 ……. bis zu 506,0 0,0  
  Haushaltsjahr 2020 ……. bis zu 360,0 0,0  
  Haushaltsjahr 2021 ……. bis zu 108,0 0,0“  
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